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Waffenruhe in Gaza
ist zerbrechlich

E
s ist der blutigste Tag
seit Inkrafttreten der
Waffenruhe im Ga-

zastreifen vor knapp drei
Wochen – und ein Indika-
tor dafür, wie schnell der
Krieg wieder mit voller
Wucht ausbrechen kann.
Erneut ordnet der israeli-
sche Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu Luftangriffe an, palästi-
nensische Quellen melden Dutzen-
de Tote. Israel wirft der Terrororga-
nisation Hamas Angriffe auf die
Streitkräftevor,beideneneinSoldat
getötetwurde.US-PräsidentDonald
Trump spricht in übersteigertem
Optimismus dennoch von „Frieden
im Nahen Osten“– doch davon kann
keine Rede sein.

Zwar bleibt Trumps Nahost-Ini-
tiative richtig, und sie zeigt durch-
aus Erfolge: Nach Zehntausenden
Toten ermöglicht sie den Menschen
im Gazastreifen ein Durchatmen.
Außerdem sind zumindest jene Gei-
seln, die die Hamas-Gefangenschaft
überlebt haben, wieder bei ihren Fa-
milien in Israel. Doch ein echter
Fahrplan zum Frieden ist Trumps
Plan nicht, auch wenn der US-Präsi-
dent ihn entsprechend anpreist. Da-
fürbleibenzuvielePunktevageoder
ungeklärt– zum Beispiel, ob sich die
Hamas tatsächlich entwaffnen und
entmachten lassen würde.

Nach der Eskalation der Gewalt müssen die Vermittler
den Druck auf Israel und die Hamas erhöhen

greifen– auch wenn beide
die Schuld der jeweils an-
deren Seite zuschieben.

Die israelische Armee
will die Waffenruhe nach
denBombardementszwar
wieder einhalten, aber
nach eigenem Bekunden
weiterhin „mit Nach-

druck auf jede Verletzung reagie-
ren“. Israel wirft der Hamas zusätz-
lich zu wiederholten Angriffen vor,
ihrer Verpflichtung zur Überstel-
lung aller getöteten Geiseln immer
noch nicht nachgekommen zu sein.
Die Hamas begründet das mit der
schwierigen Suche nach den Toten
und dementiert, israelische Trup-
pen angegriffen zu haben. Die Ter-
rororganisation beklagt ihrerseits,
Israel lassenichtgenugHilfsgüter in
den Gazastreifen. Sie wirft Netanja-
husRegierungdenVersuchvor,„den
Trump-Plan und die Vereinbarung
zur Waffenruhe zu sabotieren“.

Während die Konfliktparteien
sich streiten, leiden wie immer die
Schwächsten am meisten unter der
Gewalt. Der Leiter des Al-Schifa-
KrankenhausesimGazastreifen,der
Kinderarzt Mohammed Abu Salmi-
ya, sagte dem US-Sender CNN, viele
der Toten bei den Luftangriffen sei-
en Kinder gewesen. Die humanitäre
Lage sei katastrophal. „Es gibt keine
Medikamente oder medizinischen
Vorräte, um die Verwundeten und
Kranken zu behandeln.“

Umso wichtiger ist es angesichts
des Leids, dass die Vermittler in dem
Konflikt den Druck sowohl auf Ne-
tanjahu als auch auf die Hamas nicht
nur aufrechterhalten, sondern ver-
stärken. Besonders gilt das für
Trump, der den Ernst der Lage bis-
lang nicht erkennt oder herunter-
spielt. Trotz der Eskalation sieht der
US-Präsident nach eigenem Bekun-
den keine Gefahr für die Waffenruhe.

Auf seiner Asien-Reise kündigt
Trump an, sein Nahost-Plan werde
nun in „Phase zwei“ treten – dabei
droht der Rückfall noch vor Phase
eins: Ein erneuter offener Krieg. Es
wäre ein Krieg, der es sowohl Netan-
jahu als auch der Hamas ermögli-
chen könnte, sich an die Macht zu
klammern. Für die Menschen im Ga-
zastreifen wäre es die Fortsetzung
eines Alptraums, von dem sie ge-
glaubthaben,geradeerstausihmer-
wacht zu sein.
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Die israelische Regierung und die
Hamas werfen sich gegenseitig vor,
die Waffenruhe verletzt und so die
jüngste Eskalation verschuldet zu
haben. Problematisch an der von
den USA, der Türkei, Katar und
Ägypten vermittelten Vereinbarung
war von Beginn an, dass die Kon-
fliktparteien selbst kein Interesse
daran zeigten, den Krieg zu been-
den. Israel und die Hamas stimmten
erst nach massivem Druck zu, den
die Vermittler – allen voran die
USA – auf sie ausübten. Sowohl Ne-
tanjahu als auch der Hamas-Füh-
rung scheint seitdem jeder Grund
recht, wieder auf Gewalt zurückzu-

Nachhaltigkeit ist keine Mode

N
achhaltigkeit ist ein
uralter Begriff. Es
ist nicht das Mode-

wort der Werbebranche.
Es wurde im Jahr 1713
erstmals von einem deut-
schen hohen Beamten
schriftlich verwendet und
hat seinen Ursprung in
der Forstwirtschaft. Dort bedeutet
es ganz exakt, dass nicht mehr Holz
gefällt werden darf, als jeweils nach-
wachsen kann.

In den vergangenen Jahren aber
ist das Wort „Nachhaltigkeit“ all-
gegenwärtig geworden. Es taucht in
unzähligen Diskussionen, Kampag-

Es droht ein Raubbau, der unseren Nachwuchs trifft

nen und Marketingstrategien auf.
Milch aus nachhaltiger Rinderhal-
tung, Kaffee aus nachhaltigem An-
bau, Baumwollbrotbeutel, Mehr-
wegwindeln und Bambuszahnbürs-
ten, Reisen mit dem Öko-Kreuz-
fahrtschiff mit Rußpartikelfilter im
Polarmeer.
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Mit dieser weiten Ver-
breitung ging eine deutli-
che Entwertung einher.
Viele Menschen empfin-
den den Begriff mittler-
weile als ausgelutscht
und bedeutungslos. Es
verstärkt sich der Ein-
druck, „Nachhaltig“ ist

ein austauschbares Label – dessen
Wirkung „nachhaltig“ verpufft.

Das aber dürfen wir nicht hinneh-
men. Denn Nachhaltigkeit ist kein
trendiges Konzept, sondern eben
ein elementarer Teil in der Erhal-
tungunsererZivilisation.Hättendie
Förster (und vielleicht auch Förste-
rinnen) im 19. und 20. Jahrhundert
nicht streng nach dem Prinzip der
Nachhaltigkeit gewirtschaftet, sä-
hen weite Teile Deutschlands heute
aus wie die Lüneburger Heide oder
Irland. Dort hat man im 17. und 18.
Jahrhundert radikal gerodet – bis
heute steht dort kein Baum.

Wer im Umgang mit Rohstoffen
nicht ressourcenschonend handelt,
betreibt Raubbau, der am Ende eine
selbstgemachte Knappheit erzeugt.
Diese treibt Preise und erzeugt Not.
Nachhaltigkeit ist kein Öko-Label,
sondern eine ökologische, mensch-
liche und auch ökonomische Not-
wendigkeit.

Lasst es
bleiben!

K
anzler Friedrich Merz wollte
vor der Bundestagswahl zehn
Milliarden Euro beim Bürger-

geld einsparen. Das wären mehr als
20 Prozent gewesen. Nach der Wahl
sprach er von fünf Milliarden Euro.
Herausgekommen ist nach den Ver-
handlungen mit Arbeitsministerin
und SPD-Chefin Bärbel Bas die Eini-
gung auf härtere Sanktionen, stren-
gere Vorgaben für die Vermögens-
prüfung sowie die Rückkehr zum
Vermittlungsvorrang– und ein neu-
er Name: Grundsicherung für
Arbeitssuchende. Die Einsparun-
gen: nur noch etwa 0,2 Prozent.

Beide Seiten der Koalition haben
sichbewegt.Bas,diedemlinkenFlü-
gel der Partei angehört und das
Trauma der Hartz-IV-Reformen
sehr wohl im Blick hat, hat ordent-
lich verhandelt. Trotzdem gehen
SPD-MitgliederdagegenaufdieBar-
rikaden und streben ein Mitglieder-
begehren an. „Klassenkampf“, ru-
fen die Jusos.

Dass Oppositionshaltung in der
Regierung schädlich ist, hat gerade
die SPD mit Ex-Kanzler Olaf Scholz
in der Ampel bitter erfahren. Da war
es oft die FDP, die Kompromisse mit
Grünen und Sozialdemokraten
schwer aushielt und glaubte, mit
Widerstand in der Koalition das
eigene Profil zu schärfen. Sie flog
hochkant aus dem Bundestag.

SPD-Rebellen verkennen
beim Thema Bürgergeld

den Ernst der Lage
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Rebellische Sozialdemokraten
sollten sich gut überlegen, ob sie der
Co-Vorsitzenden der 16-Prozent-
Partei und zuständigen Ministerin
das Vertrauen entziehen wollen.
Und einmal über den Parteirand hi-
nausgeschaut: Es wurde ein Kom-
promiss gefunden. Er war überfällig,
weil sich vor allem Bürger, die viel
arbeiten und trotzdem wenig Geld
haben, lange übersehen fühlten.

Willy Brandt hat gesagt: „Das We-
sen der Demokratie ist der Kompro-
miss.“ Wenn jetzt auch die SPD-Ba-
sis anfängt, mühselig gefundene
Vereinbarungen der Regierung auf-
zukündigen, wird es für Schwarz-
Rot gefährlich. Das kann sich die
Junge Gruppe in der Union für die
Rentenreform auch gleich merken.

Trump, Xi und viele leere Versprechen

W
ashington ist diese Wo-
che ungewöhnlich ruhig.
Donald Trump hat sich

nach Fernost begeben, um sein
diplomatisches Geschick in Ge-
sprächen mit den Verbündeten der
USA in der Region zu demonstrie-
ren. Die sechstägige Asienreise
warfürdenUS-Präsidentendurch-
aus erfolgreich.

In Kuala Lumpur schloss er Ver-
träge über die Ausbeutung selte-
ner Erden mit Malaysia, Kambod-
scha, Thailand und Vietnam ab.
Auch beteiligte er sich an der
Unterzeichnung eines Friedens-
vertrags, mit dem Thailand und
Kambodscha ihren Grenzkonflikt
beilegen wollen. In Tokio lernte
Trump die erste weibliche Minis-
terpräsidentin Japans kennen, die
konservative Politikerin Sanae Ta-
kaichi, die viele von Trumps
rechtsradikalen politischen Über-
zeugungen teilt. Beide bestätigten
die schon vor Takaichis Amtsüber-
nahme ausgehandelte Investition
Japans in amerikanische Produkte
in Höhe von 550 Milliarden Dollar.
Im Gegenzug wollen die USA wei-
terhin die Sicherheit Japans garan-
tieren, und japanische Exporte in
die USA werden durchschnittlich
„nur“ mit einem Zoll von 15 Pro-
zent belegt.

Die schwierigste Etappe seiner
Asienreise steht Trump aber jetzt
mit seiner Teilnahme an der Kon-
ferenz der Asiatisch-Pazifischen
Wirtschaftsgemeinschaft Apec in
Südkorea bevor. Am letzten Tag
seiner Reise wird er sich an diesem
Donnerstag in Busan mit dem chi-
nesischen Staatspräsidenten und
Parteichef Xi Jinping treffen. Zwar
redet Trump vollmundig davon,
das Treffen werde ein überragen-
der Erfolg werden. Doch sicher ist
das nicht. Denn China ist bisher
das einzige Land der Welt, das
Trumps erratischer Zollpolitik Wi-
derstand geleistet hat. Im Gegen-
satz zur EU, zu Kanada, Mexiko, Ja-
pan und vielen anderen Ländern
hat China nicht klein beigegeben,
sondern umfangreiche eigene Zöl-
le auf US-Exporte verhängt.

In der Tat geht Xi davon aus, dass
er am längeren Hebel sitzt und
Trump letztlich nichts anderes üb-
rig bleiben wird, als im Handels-
krieg zwischen den beiden Län-
dern zumindest teilweise nachzu-
geben. Der vorige Woche veröf-
fentlichte neue Fünf-Jahres Plan
Pekings demonstriert das unge-
heure Selbstvertrauen und die
technologisch und geopolitisch
ambitionierten Ziele Chinas.

Insgesamt geht es bei den
Trump-Xi-Gesprächen um drei
große Bereiche.

1. Zoll- und Handelspolitik

In den vergangenen Monaten hat
Trump mehrmals die Einfuhrzölle
aufchinesischeProduktedrastisch
erhöht, und China hat dann jeweils

Im Gipfeltreffen des US-Präsidenten und des chinesischen Machthabers
wird deutlich werden, wer politisch und wirtschaftlich am längeren Hebel sitzt

nachgezogen. Noch am 9. Oktober
verhängte Peking zudem Export-
restriktionen für seltene Erden,
und Trump drohte sofort damit,
vom 1. November an 100 Prozent
zusätzliche Zölle auf chinesische
Waren zu erheben. Im Gespräch ist
auch ein weiterer Zollsatz von
mehr als 20 Prozent wegen der un-
zureichenden Maßnahmen Chi-
nas, den Versand der gefährlichen
Fentanyl-Drogen in die USA zu
stoppen.

Sowohl die USA als auch China
haben daneben umfangreiche
schwarze Listen von Firmen aufge-
stellt, mit denen keine Geschäfte
gemacht werden dürfen. Peking
wie Washington erheben auch ho-
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he Hafengebühren für die Exporte
des Rivalen, und China boykottiert
derzeit den Ankauf von Sojaboh-
nenausdenUSA.BisherhatPeking
jedes Jahr fast 60 Prozent der US-
Sojabohnenproduktion aufge-
kauft, was insbesondere der bäuer-
lichen Bevölkerung des Mittleren
Westens zugute kam, die mehr-
heitlich aus treuen Trump-Wähler
besteht. Da beide Seiten Interesse
an einer Eindämmung der eskalie-
renden Zoll- und Handelspolitik
haben, werden sich Trump und Xi
in Busan wohl darauf einigen, zu-
nächst einmal die Zollsätze auf
den derzeitigen Status quo von 20
bis 30 Prozent einzufrieren.

2. Exportrestriktionen

Beide Länder machen von drasti-
schen Exportrestriktionen Ge-
brauch. China hat die Lieferung
seltener Erden und anderer kriti-
scher Mineralien an die USA radi-
kaleingeschränkt.Durcheinneues
Lizenzsystem muss der chinesi-
sche Staat jede Ausfuhr seltener
Erden genehmigen. Derzeit ge-
schieht das nur im Ausnahmefall,
so dass in zahlreichen westlichen
Unternehmen die Vorräte zu Ende
gehen. Schon bald wird es daher zu
Produktionsengpässen bei der
Herstellung von Autos, Telefonen,

Solarzellen und vor allem von vie-
len hochwertigen industriellen
und militärischen Produkten kom-
men. Eine gefährliche Situation.
Fast 70 Prozent aller seltenen Er-
den der Welt befinden sich auf chi-
nesischem Boden, und mehr als 90
Prozent werden von chinesisch
kontrollierten Firmen raffiniert.

Umgekehrt hat Trump Liefer-
restriktionen auf hochwertige
Halbleiter, Computerchips und KI-
Technologie verhängt, was die chi-
nesische Industrieproduktion und
die Herstellung vieler militärisch
genutzter Waren stark ein-
schränkt. Peking arbeitet kräftig
daran, hochwertige Halbleiter und
Chips in eigener Produktion zu
entwickeln. Zwar ist es China bis-
her noch nicht gelungen, die US-
Dominanz in diesen Bereichen zu
überwinden, doch ist das nur eine
Frage weniger Jahre. Im Trump-Xi-
Dialog ist jetzt wohl mit einer Eini-
gung auf eine zumindest zeitweili-
ge Aussetzung der gegenseitigen
Exportrestriktionspolitik zu rech-
nen, denn sie fügt beiden Ländern
großen Schaden zu.

3. Geopolitik

Bei ihrem Treffen in Busan könn-
ten Trump und Xi auch über Tai-
wan und die Unterstützung Chinas
für Russlands Krieg gegen die Uk-
raine reden. Letzteres wird Xi nach
wie vor entrüstet bestreiten.
Schon seit Wochen deutet Peking
an, es sei an der Zeit, dass Trump
sich öffentlich klar und eindeutig
gegen etwaige Unabhängigkeits-
bestreben der neuen taiwanesi-
schenRegierungausspricht.Esrei-
che nicht mehr, nur zu sagen, dass
die USA eine Unabhängigkeit Tai-
wansnichtbefürworteten.EinEin-
gehen Trumps auf die Forderung
Xis – vielleicht im Gegenzug für
einen Deal in der Zoll- und Han-
delspolitik – hätte traumatische
Auswirkungen in Asien. Es würde
auf den allmählichen Ausverkauf
Taiwans durch die Trump-Regie-
rung hindeuten. Es ist aber völlig
offen, wie Trump mit den Themen
Taiwan und Russland umgehen
wird.

Womöglich werden alle geopoli-
tischen Themen aber auch auf das
nächste Treffen zwischen Xi und
Trump verschoben. Denn der US-
Präsident ist ganz scharf darauf,
von Xi erneut zu einem großen
Staatsbesuch in China eingeladen
zu werden. Er wird daher wohl
nicht allzu viele Themen anspre-
chen, die Xi verärgern würden. Die
Chinesen wissen zudem, wie leicht
es ist, Trump durch geschickte
Schmeicheleien herumzukriegen.
Manche Berater Trumps machen
sich deshalb große Sorgen wegen
des Treffens und den Abkommen,
denen Trump dann womöglich zu-
stimmen wird. Doch halten
Trumps viele Versprechungen ja
meistens nicht sonderlich lange.
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